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E r b -  u n d  E r b s c h a f t s t e u e r r e c h t  
 
Testamentsauslegung 
 
Die Formulierungen „bei gleichzeitigem Ableben“ oder „bei gleichzeitigem Versterben“ werden in der neueren 
Rechtsprechung so ausgelegt, dass sie auch Fallgestaltungen betreffen, in denen von einem „gleichzeitigen 
Tod“ nur im weiteren Sinne die Rede sein kann. Gemeint sind Situationen, in denen aber im Hinblick auf den 
Sinn einer derartigen Regelung praktisch kein Unterschied zum gleichzeitigen Tod der Ehegatten im engeren 
Sinne besteht. 
Ehegatten die sich gegenseitig zu Erben einsetzen, ohne diese Regelung mit einer Schlusserbeinsetzung zu 
verbinden, bezwecken damit, dass dem Überlebenden der Nachlass des Erstversterbenden zufällt und dass er 
über das Gesamtvermögen frei verfügen kann. 
Ein zusätzlicher Regelungsbedarf besteht für den Fall des „gleichzeitigen Todes“, in dem der eine Ehegatte 
den anderen nicht beerbt. Dieser Regelungsbedarf besteht nicht nur für den Fall des in engerem Sinne 
gleichzeitigen Todes, sondern auch in Fällen, in denen die Ehegatten innerhalb eines kürzeren Zeitraums 
nacheinander versterben. Hier hat der Überlebende nach dem Tod des Erstversterbenden praktisch keine 
Möglichkeit mehr ein Testament zu errichten. In diesem Fall des Versterbens kurz nacheinander würde zwar 
die gegenseitige Erbeinsetzung greifen, doch hinge es vom Zufall der Reihenfolge des Versterbens ab, ob den 
gesetzlichen Erben des Ehemanns oder den gesetzlichen Erben der Ehefrau das gesamte Vermögen beider 
Eheleute zufließt. Es ist daher naheliegend, wenn die Ehegatten die gegenseitige Beerbung anordnen und im 
übrigen dem Überlebenden freie Hand lassen wollen, eine zusätzliche Regelung zu treffen. Diese erfasst den 
Fall, dass keiner den anderen überlebt oder der Überlebende wegen zeitnahen Nachversterbens zu einer 
letztwilligen Verfügung nicht mehr in der Lage ist. Auf diese Fallgestaltung wollen Ehegatten mit der 
Verwendung von Formulierungen wie „bei gleichzeitigem Ableben“ die Erbeinsetzung des Drittbedachten 
regelmäßig beschränken und so dem Überlebenden von Ihnen die Bestimmung überlassen, wer ihn beerben 
soll. 
Ein für den Fall des „gleichzeitigen Versterbens“ getroffene Erbeinsetzung gilt deshalb grundsätzlich nicht für 
den Fall, dass die Ehegatten in erheblichem zeitlichen Abstand versterben. Eine Ausnahme hiervon kann nur 
in folgendem Fall angenommen werden: Es muss aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls festgestellt 
werden können, dass die Testierenden den Begriff des „gleichzeitigen Versterbens“ bzw. „ gleichzeitigen 
Ablebens“ entgegen dem Wortsinn dahin verstanden haben, dass er auch das Versterben in erheblichem 
zeitlichen Abstand umfassen sollte. Darüber muss sich eine Grundlage in der Verfügung von Todes wegen 
finden. 
 
 
Recht des Pflichtteilsberechtigten auf Grundbucheinsicht 
 
Nach dem Tod des Erblassers steht dem Pflichtteilsberechtigten grundsätzlich ein Recht auf 
Grundbucheinsicht nach § 12 Abs. 1 GBO zu, wenn der Erblasser zur Zeit des Erbfalls oder zumindest früher 
Eigentümer des Grundbesitzes war (OLG Karlsruhe, 05.09.13, 11 Wx 57/13). 
 
 
Besteuerung der Abfindung für den Verzicht auf einen künftigen Pflichtteilsanspruch 
 
Die Abfindung, die ein künftiger gesetzlicher Erbe an einen anderen Erben für den Verzicht auf einen künftigen 
Pflichtteilsanspruch zahlt, ist eine freigebige Zuwendung des künftigen gesetzlichen Erben an den anderen 
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und kann nicht als fiktive freigebige Zuwendung des künftigen Erblassers an diesen besteuert werden (BFH, 
16.05.13, II R 21/11). 
Gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG gilt als Schenkung unter Lebenden jede freigebige Zuwendung unter 
Lebenden, soweit der Bedachte durch sie auf Kosten des Zuwendenden bereichert wird. Eine freigebige 
Zuwendung setzt in objektiver Hinsicht voraus, dass die Leistung zu einer Bereicherung des Bedachten auf 
Kosten des Zuwendenden führt und die Zuwendung (objektiv) unentgeltlich ist (BFH BStBl II 12, 473; BFH/NV 
13, 846). 
Schließen künftige gesetzliche Erben einen Vertrag gemäß § 311 b Abs. 5 BGB, wonach der eine auf seine 
künftigen Pflichtteils(ergänzungs)ansprüche gegen Zahlung eines Geldbetrags verzichtet, stellt die Zahlung 
eine freigebige Zuwendung des Zahlenden im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG dar. Die Steuerklasse richtet 
sich indes nicht nach dem Verhältnis des Zuwendungsempfängers (Verzichtenden) zum Zahlenden, sondern 
zum künftigen Erblasser (BFH BStBl II 01, 456). Da die Abfindung in einem solchen Fall aus dem Vermögen 
des künftigen gesetzlichen Erbens geleistet wird, liegt eine freigebige Zuwendung von diesem an den 
Empfänger der Abfindung vor. Es ist nicht möglich, stattdessen eine fiktive freigebige Zuwendung des 
künftigen Erblassers an den Empfänger der Abfindungszahlung zu besteuern. 
 
 
A r b e i t s -  u n d  S o z i a l v e r s i c h e r u n g s r e c h t  
 
Außerordentliche Kündigung wegen eigenmächtigen Urlaubsantritts 
 
Tritt der Arbeitnehmer seinen Urlaub eigenmächtig an, folgt hieraus nicht automatisch, das Vorliegen eines 
wichtigen Grundes für die Kündigung. Es bedarf vielmehr einer Interessenabwägung unter Berücksichtigung 
aller Umstände des Einzelfalls. 
Nach den in der Rechtsprechung des BAG niedergelegten Grundsätzen gilt folgendes:  
Tritt ein Arbeitnehmer eigenmächtig einen vom Arbeitgeber nicht genehmigten Urlaub an, so verletzt er seine 
arbeitsvertraglichen Pflichten. Ein solches Verhalten ist an sich geeignet, einen wichtigen Grund zur fristlosen 
Kündigung darzustellen. Erteilt der Arbeitgeber ohne ausreichende Gründe nicht den beantragten Urlaub, so 
kann der Arbeitnehmer durch eine Leistungsklage oder gegebenenfalls einen Antrag auf Erlass einer 
einstweiligen Verfügung seine Ansprüche durchsetzen. Ein Recht, sich selbst zu beurlauben, hat der 
Arbeitnehmer grundsätzlich nicht. Hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer keinen Urlaub erteilt, so verletzt 
dieser seine Arbeitspflicht, wenn er eigenmächtig den Urlaub antritt. Die Beweislast für die Nichtgenehmigung 
des Urlaubs liegt entsprechend den Grundsätzen zum Kündigungsschutzrecht beim Arbeitgeber. 
Grundsätzlich gleiche Grundsätze gelten für die Rechtfertigung einer Kündigung als verhaltensbedingt. 
 
Ist auch ein Recht zur Selbstbeurlaubung grundsätzlich abzulehnen, so ist eine unberechtigte 
Urlaubsverweigerung durch den Arbeitgeber jedenfalls bei der Interessenabwägung zu Gunsten des 
Arbeitnehmers mit zu berücksichtigen. 
 
Eigenkündigung im Ausbildungsverhältnis wegen Vergütungsverzugs 
 
Auch ein Auszubildender muss vor dem Ausspruch einer außerordentlichen fristlosen Eigenkündigung wegen 
Vergütungsverzugs des Ausbilders diesen grundsätzlich vorher abmahnen. Der Warnfunktion einer solchen 
Abmahnung genügt es nicht, wenn der Auszubildende für den Wiederholungs-/Fortsetzungsfall der 
Pflichtverletzung lediglich mit der Ausübung eines Rückbehaltungsrechts droht. 
 
 
 
 
 
Wir sprechen gerne über die oben stehenden Themen und andere mit Ihnen. Kontaktieren Sie uns einfach! 
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